
Landtag   13.09.2012 

Nordrhein-Westfalen 373 Plenarprotokoll 16/8 

 

zu: Unwürdige Tierhaltung, gerade in der Geflügel-
haltung – Herr Rüße sagte es vorhin –, für Verbrau-
cher und Tiere gesundheitsgefährdende Zustände, 
leichtfertiger Umgang mit Medikamenten in der 
Tieraufzucht, betäubungsfreie Ferkelkastrationen 
und Qualzüchtungen. – Alles, was dazu bisher von 
der Regierung zu hören war, war eine kollektive Be-
stürzung. Aber genau diese Bestürzung blieb immer 
wieder ohne Folgen. Sobald der akute Fall aus den 
Medien verschwunden war, wurde es auch bei der 
Regierung ruhig. Von konkreten Daten keine Spur. 

Was meinen Sie, was wir alles zu hören bekommen 
würden, wenn die betroffenen Tiere reden könnten? 
Zum Glück gibt es gute, seriöse Tierschutzverbän-
de, die sich dieser Situation annehmen. Sie setzen 
sich für die Einhaltung der Schutzbestimmungen 
ein. Genau das sollten wir auch alle tun, verehrte 
Kolleginnen und Kollegen. Jedem sollte klar sein, 
dass es schlichtweg notwendig ist, diesen Verbän-
den den Weg der Verbandsklage zu ermöglichen.  

Wir befürworten ausdrücklich den vorliegenden Ge-
setzentwurf der Landesregierung, auch wenn es si-
cherlich noch den einen oder anderen Punkt zu 
verbessern gibt. So steht den Verbänden abwei-
chend von der Grundsatzregelung in Bezug auf 
Tierversuchsgenehmigungen lediglich die Feststel-
lungsklage zur Verfügung. Hier ist ein präventiver 
Rechtsbehelf nach Maßgabe der Verwaltungsge-
richtsordnung mit Sicherheit zielführender. Denn 
damit werden nicht nur zukünftige Genehmigungs-
verfahren vereinfacht. Auch bei einem konkreten 
Fall kann den betroffenen Tieren schnell geholfen 
werden.  

Im vorliegenden Gesetzentwurf ist die Mitwirkung 
der Verbände bereits im laufenden Genehmigungs-
verfahren ausdrücklich vorgesehen. Dies ist aller-
dings nur dann sinnvoll möglich, wenn alle wichtigen 
Informationen den Verbänden zur Verfügung ste-
hen. Wir fordern daher ausdrücklich, eine entspre-
chende Auskunftspflicht in das Verbandsklagerecht 
für Tierschutzverbände zu integrieren.  

Man hörte es gerade schon: Die Kolleginnen und 
Kollegen von CDU und FDP verfallen in die altbe-
kannte Klage und sagen, durch ein gutes und um-
fassendes Verbandsklagerecht für Tierschutzver-
bände sei der Wirtschafts- und Forschungsstandort 
Nordrhein-Westfalen ernsthaft gefährdet. Ja, 
dadurch würden massenweise Arbeitsplätze verlo-
rengehen. Das haben wir von Ihnen schon oft ge-
hört.  

Aber – das möchte ich Ihnen mit auf den Weg ge-
ben – erstens gibt es schon seit Jahren ein solches 
Klagerecht für Umweltverbände. NRW ist dadurch 
nicht untergegangen. Und zweitens: Kennen Sie die 
finanzielle Situation von Tierschutzverbänden? Sie 
ist derart angespannt, dass es sich wohl kaum einer 
dieser Verbände mehr als einmal im Jahr leisten 
kann, einen solchen juristischen Weg einzuschla-
gen. 

Sie können sich also ganz entspannt in Ihren neuen 
Stühlen zurücklehnen. Sie werden feststellen, dass 
weder die Wirtschaft noch die Forschung und erst 
recht nicht die Welt untergehen werden, wenn fortan 
der Bürger auch beim Thema Tierschutz ein Wört-
chen mitreden wird. – Vielen Dank.  

(Beifall von den PIRATEN) 

Präsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, Frau 
Kollegin Brand. – Weitere Wortmeldungen liegen 
mir nicht vor, sodass ich die Beratung an diesem 
Punkt schließen kann.  

Wir kommen zur Abstimmung. Der Ältestenrat emp-
fiehlt die Überweisung des Gesetzentwurfes 
Drucksache 16/177 an den Ausschuss für Klima-
schutz, Umwelt, Naturschutz, Landwirtschaft 
und Verbraucherschutz – federführend –, an den 
Ausschuss für Bauen, Wohnen, Stadtentwick-
lung und Verkehr, an den Ausschuss für Innova-
tion, Wissenschaft und Forschung sowie an den 
Rechtsausschuss. Möchte jemand gegen diese 
Überweisung stimmen? – Sich enthalten? – Beides 
ist nicht der Fall. Dann sind wir gemeinsam der 
Überweisungsempfehlung gefolgt. Ich schließe die 
Beratung über den Tagesordnungspunkt 12. 

Ich rufe auf: 

13 Gesetz zur Änderung des Ausführungsgeset-
zes zum Schwangerschaftskonfliktgesetz 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung  
Drucksache 16/749 

erste Lesung 

Zur Einbringung des Gesetzentwurfes spricht Frau 
Ministerin Schäfer. Ich möchte darauf hinweisen, 
dass die Fraktionen vereinbart haben, eine weitere 
Debatte heute nicht zu führen. Frau Ministerin Schä-
fer hat jetzt das Wort.  

Ute Schäfer, Ministerin für Familie, Kinder, Jugend, 
Kultur und Sport: Sehr geehrte Frau Präsidentin! 
Meine sehr geehrten Kolleginnen und Kollegen! Das 
Ausführungsgesetz zum Schwangerschaftskonflikt-
gesetz regelt die Förderung von 217 Schwanger-
schaftsberatungsstellen in Nordrhein-Westfalen. Zu 
dieser Förderung sind alle Länder nach dem 
Schwangerschaftskonfliktgesetz des Bundes ver-
pflichtet. Die Länder müssen mindestens eine Bera-
tungskraft auf 40.000 Einwohner angemessen för-
dern. 

Nach Feststellung des Bundesverwaltungsgerichtes 
bedeutet dies eine Förderung in Höhe von 80 % der 
Personal- und Sachkosten. Nordrhein-Westfalen 
wendet hierfür jährlich 26,7 Millionen € auf. Nach 
den Erhebungen beim Programmcontrolling sind 
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2010 in NRW 34.500 Konfliktberatungen durchge-
führt worden. In weitaus mehr, und zwar in über 
90.000 Fällen wurden 2010 aber auch allgemeine 
Schwangerschaftsberatungen durchgeführt.  

Wir haben also eine Infrastruktur, die sehr viele 
schwangere Frauen vor allem in sozialen Fragen 
berät und ihnen ganz konkret hilft, zum Beispiel 
beim Zugang zu finanziellen Hilfen. Diese wichtige 
unterstützende Infrastruktur wollen wir sichern. 

Das geltende NRW-Ausführungsgesetz zum 
Schwangerschaftskonfliktgesetz ist am 1. Juli 2006 
in Kraft getreten. Es strebt eine gleichmäßige Ver-
teilung der Förderung unter den Trägergruppen, 
den Wohlfahrtsverbänden, der evangelischen Kir-
che, den Kommunen und donum vitae an. 2011 
wurde es evaluiert und der Evaluationsbericht dem 
Landtag vorgelegt.  

Bei dieser Evaluation wurde unter anderem festge-
stellt, dass die Anwendung des Gesetzes die be-
währten Beratungsstrukturen schwächen kann. Die 
angestrebte Gleichverteilung der Förderung unter 
den Trägergruppen würde dazu führen, dass einige 
der geförderten Fachkraftstellen zwischen den Trä-
gern umverteilt werden müssten. Eine Reihe von 
Beratungsstellen müsste dann aus rein formalen 
Gründen Personal abbauen, obwohl sie ausgelastet 
sind. Das wäre weder fachlich noch wirtschaftlich 
noch sozial vertretbar und würde auch die Qualität 
der Beratung in Nordrhein-Westfalen gefährden.  

Daher soll das Ausführungsgesetz in zwei Schritten 
überarbeitet werden. Künftig soll bei der Verteilung 
der Förderung auch die Nachfrage der Ratsuchen-
den nach den Beratungsstellen herangezogen wer-
den. Voraussetzung für eine solche Umsteuerung 
ist allerdings, dass die Nachfrage objektiv gemes-
sen werden kann. Deshalb soll die Landesregierung 
im ersten Schritt mit dem vorliegenden Gesetzent-
wurf zur Erhebung von validen Daten der Schwan-
gerschaftsberatungsstellen ermächtigt werden. Um 
diese Datenerhebung mit der gebotenen Sorgfalt 
durchführen und auswerten zu können, soll die ge-
genwärtige Verteilung der Förderung um drei auf 
acht Jahre verlängert werden.  

Nach Auswertung dieser Daten soll die Landesre-
gierung in einem zweiten Schritt 2014 einen Vor-
schlag für die künftige Verteilung der Fördermittel 
vorlegen. Dies wird durch einen weiteren Gesetz-
entwurf geschehen, der die neuen Förderkriterien 
dann auch enthält. Unser Ziel ist es also, ab 2015 
die gesetzliche Förderung so auf die Schwanger-
schaftsberatungsstellen zu verteilen, dass sich die 
Nachfrage der Ratsuchenden in der Verteilung der 
Fördermittel widerspiegelt. – Herzlichen Dank.  

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Präsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, Frau 
Ministerin. – Da keine Debatte vorgesehen ist, kön-
nen wir gleich zur Abstimmung kommen.  

Der Ältestenrat empfiehlt die Überweisung des 
Gesetzentwurfes Drucksache 16/749 an den 
Ausschuss für Familie, Kinder und Jugend – fe-
derführend – sowie an den Ausschuss für Frauen, 
Gleichstellung und Emanzipation. Möchte je-
mand gegen die Überweisung stimmen? – Will sich 
jemand enthalten? – Beides ist nicht der Fall. Dann 
ist so überwiesen. 

Ich rufe auf: 

14 Gesetz zur Anpassung des Gesetzes über die 
NRW.BANK an die Gewährträgerstruktur so-
wie zum Prüfungsrecht des Landesrech-
nungshofs bei der NRW.BANK 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 
Drucksache 16/743 

erste Lesung 

Ich eröffne die Beratung und erteile Herrn Minister 
Dr. Walter-Borjans für die Einbringung das Wort.  

Dr. Norbert Walter-Borjans, Finanzminister: Sehr 
geehrte Frau Präsidentin! Meine Damen und Her-
ren! Wir legen einen Gesetzentwurf vor, mit dem wir 
zunächst einmal redaktionelle Änderungen vorstel-
len und umsetzen möchten. 

Das eine ist, dass Mitte 2011 die Landschaftsver-
bände Rheinland und Westfalen-Lippe im Zuge der 
Umstrukturierung der ehemaligen WestLB freiwillig 
aus dem Kreis der Gewährträger der NRW.BANK 
ausgeschieden sind. Damit ist das Land Nordrhein-
Westfalen jetzt alleiniger Gewährträger der 
NRW.BANK. 

Ich möchte an dieser Stelle die Gelegenheit nutzen, 
mich für die engagierte Mitarbeit und die Impulse 
durch die Vertreterinnen und Vertreter der Land-
schaftsverbände in den Gremien der NRW.BANK 
noch einmal herzlich zu bedanken. 

Es steht fest: Auch nach dem Ausscheiden der 
Landschaftsverbände stellen wir sicher, dass die 
NRW.BANK entsprechend ihrem Auftrag aus Ge-
setz und Satzung neben dem Land auch die kom-
munalen Körperschaften bei der Erfüllung ihrer öf-
fentlichen Aufgaben unterstützt. 

Ein weiterer Punkt ist die redaktionelle Umsetzung 
der Entscheidung des Verfassungsgerichtshofs für 
das Land Nordrhein-Westfalen zum umfassenden 
Prüfungsrecht des Landesrechnungshofs bei der 
NRW.BANK. Damit wird auch ein Projekt dieser 
Koalition umgesetzt. Denn wir hatten uns bereits vor 
dem Urteil darauf verständigt, die Prüfmöglichkeiten 
des Landesrechnungshofs bei der NRW.BANK aus-
zuweiten. Dem Landesrechnungshof wurde der Ge-
setzentwurf, den wir jetzt vorlegen, bereits vor dem 
Einbringen in den Landtag zugeleitet. Das Große 
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